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Mitgliederversammlung des HLT: 
70 Jahre Interessensvertretung und 
aktuelle Herausforderungen

Bei der internen Mitgliederversammlung  des Hessischen Landkreistages in Fulda am
16. November blickte Präsident Landrat Bernd Woide anlässlich des 70. Jubiläums
des Verbandes auf die vergangenen Jahrzehnte zurück und betonte, dass die hessi-
schen Landkreise und ihr Verband die unterschiedlichen Aufgaben und Herausfor-
derungen in dieser Zeit sehr gut gemeistert haben. Die 21 hessischen Landkreise in
ihrer Doppelfunktion als staatliche Ebene einerseits und kommunale Gebietskör-
perschaft andererseits leisten hervorragende Arbeit für die Bürgerinnen und Bür-
ger. In beiden Bereichen stehen stets die Bürgerinnen und Bürger des jeweiligen
Landkreises im Fokus. Auch komme den Landkreisen eine sehr wichtige Aufgabe im
Bereich des Ehrenamtes zu, sei es im politischen Bereich oder auch in allen anderen
Themenfeldern. Insgesamt sieht Präsident Woide den Hessischen Landkreistag ak-
tuell als gut aufgestellt an. 

In seinem Gastvortrag zum Thema „Sicherheit in Hessen – Aktuelle Situation und
Wandel der Lage im Lauf der Zeit“ griff der Präsident des Landesamtes für Verfas-
sungsschutz, Herr Robert Schäfer, die Ausführungen von Präsident Woide auf und be-
tonte die hohe Bedeutung  der Landkreise auch als Ansprechpartner der Sicherheits-
behörden. In einem historischen Rückblick ging er auf die Jahre der Weimarer Re-
publik ebenso ein wie die Herausforderungen nach dem Zweiten Weltkrieg. Die Be-

Sehr geehrte Leserinnen, 
sehr geehrte Leser,

kaum ein Thema wird aktuell in der Öffentlich-
keit und in der Politik so viel diskutiert wie die
Digitalisierung in allen Lebensbereichen. Der
Hessische Landkreistag hat aktuell ein Positions-
papier zur Digitalisierung im Bildungsbereich
vorgelegt, mit dem die Landespolitik zu konkre-
ten Handlungen aufgefordert wird. Darüber
hinaus hat sich der Verband klar gegen eine
Auskreisung von Sonderstatusstädten erklärt.

Hierzu, zur diesjährigen Mitgliederversammlung
sowie zu weiteren kreisrelevanten Themen fin-
den Sie Artikel in diesem Newsletter. 

Bei der Lektüre wünschen ich Ihnen viel 
Vergnügen.

Ihr 

Bernd Woide 
Präsident
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HLT fordert „DigitalPakt Schule#Hessen“ 

AKTUELLE THEMEN

In seiner Novembersitzung hat das Präsidium  das Positi-
onspapier „DigitalPakt Schule#Hessen“ zur digitalen Bil-
dung in Hessen beschlossen. Hintergrund ist die Erkennt-
nis, dass ein wesentlicher Faktor prosperierender inno-
vativer Volkswirtschaften gut ausgebildete Fachkräfte
sind. In einer globalisierten Welt ist es deshalb eine wirt-
schaftlich überlebenswichtige Notwendigkeit, künftige
Arbeitskräfte auch im Umgang mit IT/Informationstech-
nik bestmöglich auszubilden und zu fördern. Dazu ge-
hört u.a. schon in der Schule eine Antwort auf die
fortschreitende Digitalisierung aller Lebensbereiche
geben zu können. Dies erfordert eine entsprechende IT-
Ausstattung und Breitbandanbindung der Schulen.

Die Kultusministerkonferenz hat 2016 mit ihrer Strate-
gie „Bildung in der digitalen Welt“ einen verbindlichen
Rahmen hierfür gesetzt. Besonders hervorgehoben
wurde dabei, dass es sich um eine gemeinsame Aufgabe
von Ländern, Bund und Schulträgern, also um eine ge-
samtstaatliche Aufgabe handelt. Der HLT hatte aufgrund
der enormen Kosten, die nicht alleine durch die Schul-
träger getragen werden können, im Rahmen der Novelle
des Schulgesetzes 2017 eine dauerhafte hälftige Finan-
zierung der IT-Ausstattung der Schulen durch das Land
Hessen und die Schulträger gefordert. Das Land ist dieser

drohungs- und Gefährdungslage habe sich durch den
Anschlag vom 11. September 2001 grundlegend und wie
nie zuvor geändert. Seitdem stelle der islamistische Ter-
ror auch die hessischen Sicherheitsbehörden vor große
Herausforderungen,  Präsident Schäfer betonte in die-
sem Zusammenhang, der Rechtsstaat müsse wehrhaft
sein. Auch verdeutlichte er den Tagungsteilnehmerin-

nen und -teilnehmern die Bedeutung insbesondere der
Prävention  Vor dem Hintergrund des Zuwachses der
rechtsextremen Gruppierungen in den letzten Jahren
problematisierte er die besonderen Herausforderungen
des Internets und schloss mit dem Hinweis, dass hier alle
politischen und administrativen Ebenen gleichermaßen
gefordert seien.

Forderung nicht nachgekommen. Jedoch wurde die Not-
wendigkeit der finanziellen Unterstützung auf Bundes-
ebene erkannt.

Mittels des „DigitalPakts Schule“ soll eine (auf 5 Jahre
begrenzte) Projektförderung gewährt werden. Nach
Schaffung der rechtlichen Voraussetzungen werden auf
Hessen voraussichtlich ab Januar 2019 ca. 368 Mio. Euro
entfallen. Diese Förderung ist eine „historische Chance“,
die nicht vertan werden darf. Notwendig ist ein zielge-
richteter und koordinierter Einsatz dieser Mittel. Deshalb
formuliert der HLT die aus seiner Sicht gegebenen Not-
wendigkeiten. Ein zentraler Punkt ist u.a., dass die „Tech-
nik der Anwendung folgen“ muss. Zunächst muss das
Land definieren, was in den Schulen mit der IT-Technik
gemacht werden soll und die Lehrkräfte entsprechend
qualifizieren. Anschließend kann dann die hierfür erfor-
derliche Technik zielgerichtet angeschafft werden. Bis-
her blieb die von den Schulträgern beschaffte IT-Technik
mangels verbindlicher Landesvorgaben leider oft unge-
nutzt. Weiter müssen die Lehrkräfte für den Einsatz der
Technik befähigt werden. Auch erfordert die Umsetzung
eines solchen Mammutprojekts ein professionelles Pro-
gramm-Management, das die Umsetzung im Dialog der
Beteiligten koordiniert und unterstützt.

Präsident Robert Schäfer informiert die Mitgliederversammlung über die aktuelle Herausforderung des 
Verfassungsschutzes
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Präsidium fordert Verlängerung der
Fristen im KIP I und II 

Fachtag Pflegekinderwesen

35 Gelingensfaktoren – Arbeits-
marktintegration von Flüchtlingen

Landkreistag gegen Kreisfreiheit 
von Sonderstatusstädten

KURZ NOTIERT

Das  Hessische Ministerium der Finanzen (HMdF) infor-
mierte darüber, dass der Mittelabruf durch die Kommunen
im Kommunalinvestitionsprogramm I (KIP I) ungeachtet
des näher rückenden Stichtages 31. Dezember 2020, bis zu
dem alle Maßnahmen abgenommen sein müssen, schlep-
pend verlaufe. Im KIP II (Schulbau) sei zudem der größte
Teil des Kontingentes noch nicht mit Projekten belegt, ob-
wohl die Frist hierfür Ende des Jahres ausläuft.

Vor diesem Hintergrund haben sich Finanzausschuss und
Präsidium des HLT mit dieser Problematik auseinanderge-
setzt. Dabei wurde deutlich, dass angesichts ausgelasteter
Planungskapazitäten und voller Auftragsbücher im Bau-
handwerk auch die Mitgliedskreise durch die Terminvor-
gaben vor Herausforderungen gestellt werden. In der
Folge sind die Kommunen angesichts der großen Nach-
frage im Baugewerbe dazu gezwungen, auch bei einem
hohen Marktpreisniveau Maßnahmen umzusetzen. Eine
solche Anreizwirkung kann mit Blick auf das Wirtschaft-
lichkeitsgebot nicht im Interesse des Landes sein, dessen In-
vestitionsprogramme schon jetzt prozyklisch wirken. Daher
hat das Präsidium Bund und Land in seiner Sitzung am 15.
November aufgefordert, die Fristen im KIP I und II um je-
weils zwei Jahre zu verlängern.

Mit dem Hessischen Landkreistag, dem Hessischen Städte-
tag und dem Landkreis Marburg-Biedenkopf als Koope-
rationspartner haben das Land Hessen und der Deutsche
Verein am 15 .Oktober 2018 einen Fachtag für das Pfle-
gekinderwesen durchgeführt. Ca. 70 Teilnehmende aus
den hessischen Jugendämtern erhielten hier Anregungen
aus wissenschaftlicher sowie familiengerichtlicher Per-
spektive. Thematische Schwerpunkte waren in diesem Jahr
die Netzwerk- und Verwandtenpflege sowie Möglichkei-
ten der Mitwirkung am kindschaftsrechtlichen Verfahren
beim Familiengericht. Auch bestand Gelegenheit, sich in
Workshops mit weiteren praxisrelevanten Themen aus-
einander- zusetzen.

Das Pflegekinderwesen entwickelt sich stets weiter und
die Vollzeitpflege als familiäre Betreuungsform nimmt
eine wichtige Rolle unter den Hilfen zur Erziehung ein.
Auch die Anforderungen an die fachliche Begleitung
durch die kommunalen Pflegekinderdienste haben weiter
zugenommen. Um dem dauerhaft gerecht zu werden,
sind fortwährend Konzepte zu überprüfen und weiterzu-
entwickeln.

Der Fachtag mit namhaften FamilienrichterInnen und Re-
ferentInnen aus Wissenschaft und Praxis bot somit eine
hervorragende Plattform für den kollegialen Austausch
der Fachkräfte als auch für eine Weiterqualifizierung in
rechtlicher, wissenschaftlicher und praktischer Hinsicht.

Damit ein reibungsloser Ablauf zur schnellen Aufnahme
von Arbeit oder Ausbildung von Geflüchteten hergestellt
werden kann, haben Hessischer Städtetag und Hessischer
Landkreistag eine Vielzahl der organisatorischen Abläufe
an den wichtigsten (hessischen) Schnittstellen in diesem
Kontext beleuchtet, präzise beschrieben und kritisch hin-
terfragt.

In der Folge konnten 35 Gelingensfaktoren identifiziert
werden, um die bereits gut laufenden Prozesse und An-
sätze im Zusammenhang mit der Arbeitsmarktintegration
von Geflüchteten noch weiter zu optimieren.

Die Gelingensfaktoren wurden nicht nur den hessischen
Landkreisen für ihre Arbeit vor Ort, sondern auch dem
Deutschen Landkreistag sowie dem Hessischen Landtag
und der Hessischen Landesregierung zur Verfügung ge-
stellt. Letzteren wurde nahegelegt, sich dauerhaft und ge-
meinsam mit den Kommunalen Spitzenverbänden für eine
Umsetzung der Gelingensfaktoren auf Hessen- und Bun-
desebene ein- und diese entsprechend umzusetzen.

Anlässlich der aktuellen Diskussion um eine mögliche Kreis-
freiheit der Stadt Hanau hat sich das Präsidium des Hessi-
schen Landkreistages klar positioniert. Der Verband der 21
hessischen Landkreise lehnt Initiativen, Sonderstatusstädte
(dies sind kreisangehörige Städte mit über 50.000 Einwoh-
nern, denen durch Gesetz Sonderrechte eingeräumt wer-
den) in kreisfreie Städte zu überführen, strikt ab.

Durch ein Herauslösen von Sonderstatusstädten aus dem
kreisangehörigen Raum würden funktionierende kommu-
nale Strukturen zerschlagen und der Zusammenhalt zwi-
schen der Stadt und der angrenzenden Kommunen
deutlich erschwert werden. Die Kreisfreiheit weiterer
Städte würde zu unnötigen Doppelstrukturen in der je-
weiligen Stadt einerseits und dem Landkreise andererseits
führen. Dies widerspräche deutlich den allgemeinen Ent-
wicklungen hin zu besseren Verwaltungsabläufen durch
eine Bündelung und Konzentration von Zuständigkeiten
und Fachwissen. Zudem haben Land und Kommunen erst
im Jahr 2015 mühsam den kommunalen Finanzausgleich
und die ihm zugrundeliegende komplizierte Finanzie-
rungsarithmetik in einem langwierigen Prozess ausver-
handelt. All dies würde mit einer einzigen Entscheidung
weggewischt werden. Dies würde zu einer erheblichen
Mehrbelastung der kreisangehörigen Städte und Gemein-
den in dem jeweils betroffenen Landkreis und vermutlich
auch weit darüber hinaus führen. 

Diese Bewertung wird auch vom Deutschen Landkreistag
auf Bundesebene geteilt.
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TERMINE

� Bezirksversammlung Süd
Dienstag, 24.01.2019, 09:30 Uhr, Landkreis Bergstraße

� Bezirksversammlung Mitte
Mittwoch, 30.01.2019, 10:00 Uhr, Gießen 

� Bezirksversammlung Nord 
Freitag, 01.02.2019, 09:00 Uhr, Kassel  

� Gesundheitsausschuss
Mittwoch, 06.02.2019, 10:00 Uhr, Wiesbaden     

� Sozialausschuss
Donnerstag, 07.02.2019, 10:00 Uhr, Wiesbaden 

� Schul- und Kulturausschuss
Mittwoch, 13.02.2019, 14:00 Uhr, Frankfurt

� Präsidium
Donnerstag, 14.02.2019, 09:30 Uhr, Wiesbaden    

� Wirtschafts- und Planungsausschuss
Mittwoch, 06.03.2019, 10:00 Uhr, Hofheim   

� Konferenz der Kreistagsvorsitzenden 
Donnerstag, 07.03.2019, 10:00 Uhr, Wiesbaden

� Finanzausschuss
Dienstag,12.03.2019, 10 Uhr, Bad Homburg   

� Rechts- und Europaausschuss 
Montag bis Dienstag, 25.03. - 26.03.2019, 13:00 Uhr, 
Straßburg     

Aus Anlass der beabsichtigten Änderungen des Grundge-
setzes zur stärkeren Einflussnahme des Bundes in kommu-
nalen Aufgabenfeldern wie der Schulinfrastruktur appel-
lieren Landräte aus ganz Deutschland an Bund und Län-
der, dezentrale Gestaltungsmöglichkeiten zu wahren.
Neben grundsätzlicher Kritik an einem „Mitreden aus Ber-
lin" formulierten sie die Erwartung, dass die Landkreise in
Gespräche über Vereinbarungen für Investitionshilfen
rechtzeitig und wirksam einbezogen werden. 

Der bei der Sitzung des Präsidiums des Deutschen Land-
kreistages im Landkreis Deggendorf unterzeichnete Appell
„Kommunen nicht zu Kostgängern des Bundes machen!"
hat unter anderem zum Inhalt, dass für die Absicht des
Bundes die erforderlichen zusätzlichen Mittel für die Schaf-
fung von bezahlbarem Wohnraum und zur digitalen Aus-
stattung der Schulen zur Verfügung zu stellen, ein gang-
barer Weg gefunden wird, der die Verantwortlichkeiten
von Ländern und Kommunen wahrt. 

Es wird ausdrücklich abgelehnt, dass die beabsichtigten
Grundgesetzänderungen zu „Goldenen Zügeln" führen,
zur Einflussnahme des Bundes in originären Bereichen von
Kommunen und Ländern und zu einem deutlichen Ver-
antwortungsverlust vor Ort. Die Landkreise setzen sich
daher viel mehr für eine Stärkung dezentraler Gestal-
tungsmacht und Verantwortung ein. Sie müssen in die Ge-
spräche über Vereinbarungen für Investitionshilfen
rechtzeitig und wirksam einbezogen werden.

Landräte appellieren an Bund und
Länder: „Die Kommunen dürfen
nicht zu Kostgängern des Bundes
werden"

Menschen und Unternehmen in unserem Land haben ein
berechtigtes Interesse, schnellstens und verbindlich zu er-
fahren, wann die nächste Mobilfunkgeneration 5G zur Ver-
fügung stehen wird. Das gilt insbesondere für den
ländlichen Raum, dem 5G große Chancen als Wirtschafts-

Verbände fordern Gesamtkonzept
5G: Anspruch muss „Anschluss für
alle“ sein

und Wohnstandort eröffnet: von der Wettbewerbsfähig-
keit der Hidden Champions, der Digitalisierung der Land-
wirtschaft und der Innovationen im Handwerk bis zur
gesellschaftlichen Teilhabe der Menschen, etwa durch bes-
seren Nahverkehr dank autonomer Busse und die Vernet-
zung des dörflichen Lebens.

Der Anschluss an leistungsfähige digitale Infrastrukturen
wie Mobilfunk im neuen Standard 5G ist moderne Da-
seinsvorsorge: So wie niemand in ländlichen Räumen von
der Versorgung mit Strom oder Wasser gekappt wird, darf
es keine digitale Spaltung zwischen Stadt und Land geben.
Daher fordern der Deutsche Landkreistag und der Verband
kommunaler Unternehmen die Bundesregierung auf, eine
strategische Richtungsentscheidung zu treffen und ein Ge-
samtkonzept für den flächendeckenden Ausbau von 5G
vorzulegen. Das Gesamtkonzept darf nicht bei der Auktion
erster Frequenzen im Jahr 2019 stehenbleiben. Anspruch
muss der Anschluss für alle sein. 




